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VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE KOORDINIERUNG DER SYSTEME DER SOZIALEN 
SICHERHEIT 

BESCHLUSS Nr. S9 

vom 20. Juni 2013 

über Erstattungsverfahren zur Durchführung der Artikel 35 und 41 der Verordnung (EG) Nr. 
883/2004 

(Text von Bedeutung für den EWR und das Abkommen EG/Schweiz) 

(2013/C 279/05) 

DIE VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE KOORDINIERUNG DER 
SYSTEME DER SOZIALEN SICHERHEIT — 

gestützt auf Artikel 72 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit (1), wonach die Verwaltungskommission alle Verwal­
tungs- und Auslegungsfragen zu behandeln hat, die sich aus der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 
987/2009 (2) ergeben, 

gestützt auf die Artikel 35 und 41 der Verordnung (EG) Nr. 
883/2004, 

gestützt auf die Artikel 66 bis 68 der Verordnung (EG) Nr. 
987/2009, 

in Übereinstimmung mit den in Artikel 71 Absatz 2 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 883/2004 festgelegten Bedingungen — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kosten der vom Träger eines Mitgliedstaats für Rech­
nung des Trägers eines anderen Mitgliedstaats erbrachten 
Sachleistungen werden vollständig erstattet. 

(2) Wenn nicht anders vereinbart, müssen die Erstattungen 
zwischen Trägern schnell und effizient erfolgen, um zu 
vermeiden, dass sich Forderungen ansammeln, die über 
einen längeren Zeitraum unbeglichen bleiben. 

(3) Eine Anhäufung von Forderungen könnte das effiziente 
Funktionieren des unionsweiten Systems beeinträchtigen 
und die Rechte von Einzelpersonen gefährden. 

(4) Die Verwaltungskommission hat mit Beschluss Nr. S1 
festgelegt, dass dem Träger des Aufenthaltsorts die Kos­
ten der Sachleistungen erstattet werden, die aufgrund ei­
ner gültigen Europäischen Krankenversicherungskarte er­
bracht wurden. 

(5) Gemeinsam vereinbarte bewährte Verfahren würden zu 
einer raschen und effizienten Begleichung der Forderun­
gen zwischen den Trägern beitragen, 

BESCHLIESST: 

A. Erstattung auf der Grundlage tatsächlicher Aufwendun­
gen (Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009) 

Artikel 1 

Der Träger, der eine Forderung auf der Grundlage tatsächlicher 
Aufwendungen stellt, reicht diese innerhalb der Frist gemäß 

(1) ABl. L 166 vom 30.4.2004, S. 1. 
(2) ABl. L 284 vom 30.10.2009, S. 1. 

Artikel 67 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 (nach­
stehend „Durchführungsverordnung“) ein. Der leistungspflichtige 
Träger stellt sicher, dass die Forderung innerhalb der Frist ge­
mäß Artikel 67 Absatz 5 der Durchführungsverordnung begli­
chen wird; er begleicht sie jedoch vor Ablauf der Frist, sobald er 
dazu in der Lage ist. 

Artikel 2 

1. Die Erstattung von Leistungen, die auf der Grundlage einer 
Europäischen Krankenversicherungskarte (EKVK), einer Ersatz­
bescheinigung für die EKVK oder einer anderen Anspruchs­
bescheinigung erbracht wurden, kann abgelehnt und die ent­
sprechende Forderung an den forderungsberechtigten Träger zu­
rückgeleitet werden, wenn die Forderung z. B. 

— unvollständig ist und/oder nicht korrekt ausgefüllt wurde, 

— Leistungen betrifft, die nicht während der Gültigkeitsdauer 
der EKVK bzw. der Anspruchsbescheinigung, die der Leis­
tungsempfänger vorgelegt hat, erbracht wurden. 

2. Die Erstattung von Leistungen darf nicht mit der Begrün­
dung abgelehnt werden, die Person sei nicht mehr bei dem 
Träger versichert, der die EKVK oder die Anspruchsbescheini­
gung ausgestellt hat, sofern die Leistungen dem Leistungsemp­
fänger während der Gültigkeitsdauer des verwendeten Doku­
ments gewährt wurden. 

3. Ein Träger, der die Kosten von Leistungen erstatten muss, 
die aufgrund einer EKVK erbracht wurden, darf den Träger, bei 
dem die betreffende Person zum Zeitpunkt der Leistungserbrin­
gung rechtmäßig eingetragen war, ersuchen, ihm die Kosten 
dieser Leistungen zu erstatten, oder — wenn die Person zum 
Gebrauch der EKVK nicht berechtigt war — die Angelegenheit 
mit dieser Person zu klären. 

Artikel 3 

Der leistungspflichtige Träger darf eine Forderung nicht auf ihre 
Übereinstimmung mit den Artikeln 19 und 27 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 überprüfen, sofern kein hinrei­
chender Verdacht auf missbräuchliches Verhalten im Sinne der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs vorliegt (3). Folg­
lich muss der leistungspflichtige Träger die Informationen, auf 
denen die Forderung gründet, akzeptieren und die Erstattung 
vornehmen. In Fällen, in denen ein Verdacht auf missbräuchli­
ches Verhalten vorliegt, darf der leistungspflichtige Träger aus 
berechtigten Gründen gemäß Artikel 67 Absatz 5 der Durch­
führungsverordnung die Forderung zurückweisen. 

(3) Urteil vom 12. April 2005 in der Rechtssache C-145/03: Erben der 
Annette Keller/Instituto Nacional de la Seguridad Social (INSS) und 
Instituto Nacional de Gestión Sanitaria (Ingesa), Sammlung der 
Rechtsprechung 2005, Seite I-02529. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 27.9.2013 DE Amtsblatt der Europäischen Union C 279/9 

Artikel 4 

Stellt der leistungspflichtige Träger die Richtigkeit der Angaben 
infrage, auf denen eine Forderung gründet, so obliegt es mit 
Blick auf die Durchführung der Artikel 2 und 3 dem forde­
rungsberechtigten Träger, zu überprüfen, ob die Forderung ord­
nungsgemäß gestellt wurde, und gegebenenfalls die Forderung 
zurückzuziehen oder eine Neuberechnung durchzuführen. 

Artikel 5 

Eine nach Verstreichen der Frist gemäß Artikel 67 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung eingereichte Forderung bleibt unbe­
rücksichtigt. 

B. Erstattung auf der Grundlage von Pauschalbeträgen 
(Artikel 63 der Durchführungsverordnung) 

Artikel 6 

Das in Artikel 64 Absatz 4 der Durchführungsverordnung vor­
gesehene Verzeichnis wird der Verbindungsstelle des leistungs­
pflichtigen Mitgliedstaats am Ende des auf das Bezugsjahr fol­
genden Jahres vorgelegt; die auf diesem Verzeichnis basierenden 
Forderungen werden so bald wie möglich nach der Veröffent­
lichung der jährlichen Pauschalbeträge pro Person im Amtsblatt 
der Europäischen Union, in jedem Fall jedoch innerhalb der Frist 
gemäß Artikel 67 Absatz 2 der Durchführungsverordnung, bei 
der genannten Verbindungsstelle eingereicht. 

Artikel 7 

Der forderungsberechtigte Träger legt dem leistungspflichtigen 
Träger nach Möglichkeit alle ein bestimmtes Kalenderjahr be­
treffenden Forderungen gleichzeitig vor. 

Artikel 8 

Der leistungspflichtige Träger, der eine Forderung auf der 
Grundlage von Pauschalbeträgen erhält, stellt sicher, dass die 
Forderung innerhalb der Frist gemäß Artikel 67 Absatz 5 der 
Durchführungsverordnung beglichen wird; er begleicht sie je­
doch vor Ablauf der Frist, sobald er dazu in der Lage ist. 

Artikel 9 

Eine nach Verstreichen der Frist gemäß Artikel 67 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung eingereichte Forderung bleibt unbe­
rücksichtigt. 

Artikel 10 

Eine auf der Grundlage von Pauschalbeträgen ermittelte Forde­
rung kann abgelehnt und an den forderungsberechtigten Träger 
zurückgeleitet werden, wenn die Forderung z. B. 

— unvollständig ist und/oder nicht korrekt ausgefüllt wurde, 

— einen Zeitraum betrifft, der nicht durch die Eintragung auf­
grund einer gültigen Anspruchsbescheinigung abgedeckt ist. 

Artikel 11 

Stellt der leistungspflichtige Träger die Richtigkeit der Angaben 
infrage, auf denen eine Forderung gründet, so obliegt es dem 
forderungsberechtigten Träger, zu überprüfen, ob die Kosten­
rechnung ordnungsgemäß gestellt wurde, und gegebenenfalls 
die Forderung zurückzuziehen oder eine Neuberechnung durch­
zuführen. 

C. Begleichung von Forderungen (Artikel 67 der Durchfüh­
rungsverordnung) 

Artikel 12 

1. Im Einklang mit Artikel 67 Absatz 5 der Durchführungs­
verordnung können Forderungen später als 18 Monate nach 
Ablauf des Monats, in dem sie bei der Verbindungsstelle des 
leistungspflichtigen Mitgliedstaats eingereicht wurden, nicht 
mehr angefochten werden. 

2. Hat die Verbindungsstelle des forderungsberechtigten Mit­
gliedstaats innerhalb von 12 Monaten nach Ablauf des Monats, 
in dem die Anfechtung bei der Verbindungsstelle des forde­
rungsberechtigten Mitgliedstaats eingegangen ist, nicht reagiert 
und die angeforderten Nachweise nicht vorgelegt, gilt die Bean­
standung als vom forderungsberechtigten Mitgliedstaat akzep­
tiert und die Forderung bzw. die relevanten Teile davon werden 
endgültig abgelehnt. 

D. Anzahlungen und Verzugszinsen (Artikel 68 der Durch­
führungsverordnung) 

Artikel 13 

Bei Anzahlungen gemäß Artikel 68 der Durchführungsverord­
nung werden die zu zahlenden Beträge für Forderungen auf der 
Grundlage von tatsächlichen Aufwendungen (Artikel 67 Absatz 
1 der Durchführungsverordnung) und für Forderungen auf der 
Grundlage von Pauschalbeträgen (Artikel 67 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung) getrennt bestimmt. 

Artikel 14 

1. Anzahlungen gemäß Artikel 68 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung sind in Höhe von mindestens 90 % des Ge­
samtbetrags der gesamten ursprünglichen Forderung der Ver­
bindungsstelle des forderungsberechtigten Mitgliedstaats zu leis­
ten. 

2. Hat der forderungsberechtigte Mitgliedstaat erklärt, dass er 
Anzahlungen allgemein akzeptiert, gelten derartige Zahlungen 
automatisch als angenommen. Der Rechnungsausschuss wird 
eine Liste derjenigen Mitgliedstaaten erstellen, die mitgeteilt ha­
ben, dass sie Anzahlungen akzeptieren. 

3. Mitgliedstaaten, die nicht erklärt haben, dass sie im all­
gemeinen Anzahlungen akzeptieren, antworten innerhalb von 
sechs Monaten nach Ablauf des Monats, in dem die Forderung 
eingereicht wurde, auf spezifische Angebote bezüglich Anzah­
lungen. In Ermangelung einer Antwort innerhalb des vorgege­
benen Zeitrahmens gilt die Anzahlung als akzeptiert und wird 
geleistet. 

Artikel 15 

1. Bei der Begleichung einer Forderung, für die eine Anzah­
lung geleistet wurde, ist die leistungspflichtige Stelle nur ver­
pflichtet, die Differenz zwischen dem endgültigen Betrag der 
Forderung und der Anzahlung zu zahlen. 

2. Wenn die Höhe der Forderung geringer ist als die Anzah­
lung, die auf der Grundlage des ursprünglichen Betrags der 
Forderung berechnet wurde, muss der forderungsberechtigte 
Mitgliedstaat: 

a) den überschüssigen Betrag an den zahlungspflichtigen Mit­
gliedstaat zurückzahlen. Eine solche Begleichung erfolgt 
durch die Verbindungsstelle des forderungsberechtigten Mit­
gliedstaats unverzüglich und spätestens sechs Monate nach 
Ablauf des Monats, in dem die Höhe der Forderung fest­
gestellt wurde; oder 
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b) mit dem leistungspflichtigen Mitgliedstaat vereinbaren, den 
überschüssigen Betrag durch Aufrechnung mit einer späteren 
Forderung einzuziehen. In der Begleichungstransaktion ist 
der überschüssige Betrag, der durch die spätere Forderung 
wieder eingezogen wird, deutlich auszuweisen. 

3. Aufgrund einer Anzahlung anfallende Zinsen verringern 
nicht die Schulden des leistungspflichtigen Mitgliedstaats und 
gelten als Vermögenswert des forderungsberechtigten Mitglied­
staats. 

Artikel 16 

1. Gemäß Artikel 68 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung geltend gemachte Verzugszinsen werden aufgrund der 
Zahl der Monate nach folgender Formel berechnet: Ï Í În i 

B
I ¼ PV 1 þ Ä PV 

12 

Dabei gilt: 

— I sind die Verzugszinsen, 

— PV („aktueller Wert“) ist der Wert der verspäteten Zahlung; 
der Wert wird bestimmt nach der Höhe der ausstehenden 
Forderung, die innerhalb der Fristen gemäß Artikel 67 Ab­
satz 5 und Artikel 67 Absatz 6 der Durchführungsverord­
nung nicht beglichen und für die keine Anzahlung gemäß 
Artikel 68 Absatz 1 der Durchführungsverordnung geleistet 
wurde. Der aktuelle Wert umfasst nur die Forderung oder 
deren Teile, die vom leistungspflichtigen und vom forde­
rungsberechtigten Mitgliedstaat gleichermaßen als gültig an­
erkannt wurde(n), auch wenn die gesamte Forderung oder 
ein Teil davon Gegenstand eines Anfechtungsverfahrens war. 

— i ist der von der Europäischen Zentralbank für ihre Haupt­
refinanzierungsgeschäfte zugrundegelegte jährliche Zinssatz, 
der am ersten Tag des Monats galt, an dem die Zahlung 
fällig war. 

— n steht für die Zeitspanne (in Monaten) ab dem ersten Monat 
nach Ablauf der Fristen gemäß Artikel 68 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung und bis einschließlich zu dem 
Monat vor dem Monat, in dem die Zahlung eingeht. Dieser 
Zeitraum wird im Laufe des Verfahrens gemäß Artikel 67 
Absatz 7 der Durchführungsverordnung nicht unterbrochen. 

2. Die Forderung nach Verzugszinsen wird binnen sechs Mo­
naten nach Ablauf des Monats, in dem die verspätete Zahlung 
erfolgte, von der Verbindungsstelle des forderungsberechtigten 
Mitgliedstaats bei der Verbindungsstelle des leistungspflichtigen 
Mitgliedstaats eingereicht. 

3. Eine nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 2 vorgelegte 
Forderung nach Verzugszinsen wird nicht berücksichtigt. 

Artikel 17 

1. Die Verzugszinsen werden innerhalb von zwölf Monaten 
nach Ablauf des Monats, in dem die Forderung bei der Ver­
bindungsstelle des leistungspflichtigen Mitgliedstaats eingereicht 
wurde, an die Verbindungsstelle des forderungsberechtigten Mit­
gliedstaats gezahlt. 

2. Der Rechnungsausschuss erleichtert auf begründeten An­
trag einer der Parteien den Abschluss der Konten in den Fällen, 
in denen eine Begleichung der Forderung nach Verzugszinsen 
nicht innerhalb der in Absatz 1 genannten Fristen erreicht wur­
de. Die begründete Stellungnahme des Rechnungsausschusses 
erfolgt binnen sechs Monaten nach dem Monat, in dem er 
mit der Frage befasst wurde. 

E. Sonstige Bestimmungen 

Artikel 18 

1. Für Zahlungen gemäß dem Beschluss gilt als Datum der 
Zahlung der Tag der Wertstellung der Transaktion durch das 
Bankinstitut der Verbindungsstelle des forderungsberechtigten 
Mitgliedstaats. 

2. Die Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Mitglied­
staats bestätigt den Eingang einer Forderung binnen zwei Mo­
naten ab dem Tag des Eingangs der Forderung. In der Bestäti­
gung ist das genaue Datum anzugeben, an dem die Forderung 
eingegangen ist. 

3. Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder deren zuständige 
Behörden oder Verbindungsstellen können auf dieses Verfahren 
verzichten oder andere Verfahren der Begleichung für Forderun­
gen im Sinne des vorliegenden Beschlusses vorsehen. 

4. Der Rechnungsausschuss kann in seiner Stellungnahme 
gemäß Artikel 67 Absatz 7 der Durchführungsverordnung auf 
dieses Verfahren verzichten oder andere Verfahren der Beglei­
chung vorsehen, wobei der Grundsatz der guten Zusammen­
arbeit zwischen den Behörden und Trägern der Mitgliedstaaten 
zu berücksichtigen ist. 

F. Schlussbestimmungen 

Artikel 19 

1. Die Träger sollten für eine gute Zusammenarbeit unter­
einander sorgen und so agieren, als führten sie ihre eigenen 
Rechtsvorschriften durch. 

2. Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Er gilt ab dem ersten Tag nach der Veröffent­
lichung für alle auf tatsächlichen Aufwendungen basierenden 
Erstattungsforderungen, die nach Inkrafttreten der Verordnung 
(EG) Nr. 987/2009 in die Rechnungsführung des forderungs­
berechtigten Mitgliedstaats aufgenommen wurden, sowie für alle 
Erstattungsforderungen aufgrund von Pauschalbeträgen, die 
nach dem Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden. 

3. Dieser Beschluss ersetzt den Beschluss Nr. S4 vom 2. Ok­
tober 2009. 

4. Abweichend von Absatz 2 gelten Artikel 12 Absatz 2 und 
Artikel 18 Absatz 2 für Forderungen gemäß Absatz 2, die bei 
der Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Mitgliedstaats 
nach der Veröffentlichung dieses Beschlusses im Amtsblatt der 
Europäischen Union eingereicht wurden. 

Die Vorsitzende der Verwaltungskommission 
Anne McMANUS 
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